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Der Bundesminister für Atomkernenergie 

und Wasserwirtschaft Bad Godesberg, den 22. Dezember 1960 

II C — K 9080 — 5/60 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Überwachung radioaktiver Verseuchung 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 16. März 1960 
— Drucksachen 496, 1655 — 


Ini Einvernehmen mit den Herren Bundesministern 
des Innern, für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, für Arbeit und Sozialordnung und für Ver- 
kehr berichte ich über die Maßnahmen der Bundes- 
regierung zur Überwachung der radioaktiven Ver- ' 
sGuchung gemäß Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages in der 107. Sitzung am 16. März 1960 ■ — 
Drucksachen 496, 1655: 

Zu Punkt I Nr. 1 

Dem Sonderausschuß „Radioaktivität" ist bei seiner 
Konstituierung am 1. Oktober 1956 vom Bundes- 
minister für Atomfragen der Auftrag erteilt worden, 
einen wissenschaftlichen Bericht über die Radio- 
aktivität der Luft, des Wassers und des Bodens in 
der Bundesrepublik zu erstellen und der Bundes- 
regierung die auf diesem Gebiet erforderlichen 
Maßnahmen zu empfehlen. 

Zur Finanzierung seines Sekretariats, das ihn bei 
der Erstattung von Berichten über die radiologische 
Lage in der Bundesrepublik unterstützen soll, wa- 
ren dem Sonderausschuß „Radioaktivität" im Haus- 
haltsjahr 1958, wie ich bereits am 21. Januar 1959 
in diesem Hause mitteilte, 90 000 DM bewilligt 
worden. Hiervon sind gemäß den vorgelegten Ver- i 
wendungsnachweisen rd. 80 000 DM benötigt wor- 
den. Im Rechnungsjahr 1959 sind 90 000 DM bewil- 
ligt worden, wovon 85 000 DM benötigt wurden. : 
Im R^echnungsjahr 1960 sind 63 000 DM bewilligt i 
worden. ! 

Der Vorsitzende des Sonderausschusses „Radio- : 
aktivität", Herr Professor Dr. B. Rajewsky, hat mir : 
am 8. März 1960 mitgeteilt, daß der Sonderausschuß ■ 
„Radioaktivität" mit der Herausgabe seines 3. Be- 1 
richtes, die Ende dieses Jahres zu erwarten sei, ' 


seine Aufgabe als erfüllt betrachte und seine Tätig- 
keit mit Ende des Jahres 1960 einstellen werde. 
Einen entsprechenden Beschluß hat der Sonderaus- 
schuß „Radioaktivität" in seiner Sitzung am 3. Ok- 
tober 1960 gefaßt. Infolgedessen ist für das Rech- 
nungsjahr 1961 eine Bewilligung weiterer Mittel 
für das Sekretariat des Sonderausschusses nicht er- 
forderlich. Etwa Anfang 1961 noch erforderliche Ab- 
schlußarbeiten werden vom Max-Planck-Institut für 
Biophysik in Frankfurt (Main) durchgeführt, das 
hierfür Mittel erhalten wird. 

Die Ergebnisse der Überwachung der Umwelt- 
radioaktivität und der Strahlenbelastung der deut- 
schen Bevölkerung werden von mir seit 1. Oktober 
1959 in Vierteljahresberichten „Umweltradioaktivi- 
tät und Strahlenbelastung" zusammengefaßt. Diese 
Berichte werden den deutschen Radioaktivitätsmeß- 
stellen, interessierten Behörden des Bundes und der 
Länder, einer Reihe internationaler Organisationen, 
im Austauschwege v/issenschaftlichen Institutionen 
des Auslandes, den Mitgliedern des Sonderaus- 
schusses „Radioaktivität" und auf Anforderung son- 
stigen interessierten deutschen Stellen regelmäßig 
zugesandt. 

Zur Finanzierung der vom Sonderausschuß empfoh- 
lenen Forschungsvorhaben wurden in den Rech- 
nungsjahren 1958 bis 1960 etwa folgende Mittel be- 
willigt bzw. verbraucht: 

Für Mitglieder des Sonderausschusses „Radio- 
aktivität" : 

1958 bewilligt 658 500 DM, 

davon verbraucht 641 400 DM; 

1959 bewilligt 623 900 DM, 

davon verbraucht 428 000 DM; 

1960 bewilligt 477 600 DM. 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Für Nichtmitglieder des Sonderausschusses „Radio- j 
aktivität": I 

I 

1958 bewilligt 164 000 DM, 

davon verbraucht 95 000 DM; 

1959 bewilligt 241 000 DM, 

davon verbraucht 52 000 DM; 

1960 bewilligt 135 500 DM. 

Aus diesen Angaben geht hervor, daß sowohl für 
das Sekretariat als auch für das Forschungspro- 
gramm des Sonderausschusses „Radioaktivität'' aus- 
reichend Mittel zur Verfügung gestellt wurden. Der 
Rückgang der beantragten und bewilligten Zu- 
schüsse im Rechnungsjahr 1960 ist einerseits dar- 
auf zurückzuführen, daß die Überwachung der Um- 
weltradioaktivität in zunehmendem Maße durch An- 
stalten des Bundes und der Länder übernommen 
wurde und damit Hochschulinstitute von diesen 
Routineaufgaben entlastet werden konnten. Ande- 
rerseits wurden zur Erstanschaffung von Geräten 
Mittel benötigt, die bei der Fortführung der Unter- 
suchungen nicht mehr erforderlich waren. 

Vom Jahre 1961 an wird es den zuständigen Gre- 
mien der Deutschen Atomkommission obliegen, 
Vorhaben zur Erforschung der Umweltradioaktivi- 
tät anzuregen und zu begutachten. Die Mehrzahl der 
Mitglieder des Sonderausschusses „Radioaktivität" 
gehört auch diesen Gremien der Deutschen Atom- 
kommission seit ihrer Gründung vor einigen Jah- 
ren an. 

I 

Zu Punkt I Nr. 2 

Von jeher hat die Bundesregierung der beruflichen 
Fortbildung auf dem medizinisch-biologischen Ge- 
biet des Strahlenschutzes große Aufmerksamkeit 
gewidmet. Die Versuchs- und Ausbildungsstätte für 
Strahlenschutz in Neuherberg bei München, die zu 
diesem Zweck errichtet wurde, hat ihren Betrieb 
aufgenommen. In enger Zusammenarbeit mit den 
Ländern werden dort Kurse für Strahlenbiologen 
und Strahlenärzte, insbesondere der Aufsichts- und 
Genehmigungsbehörden, denen die Durchführung 
der Ersten Strahlenschutzverordnung obliegt, abge- 
halten. 

Auch die Ausbildung von DRK-Strahlenschutzärzten, 
über die ich bereits in der 55. Sitzung dem Deut- 
schen Bundestag berichtet habe, wurde fortgesetzt. 

Zu Punkt I Nr. 3 

§ 36 der Ersten Strahlenschutzverordnung schreibt 
die regelmäßige Überwachung der Personendosis, 
die beruflich strahlenexponierte Personen beim Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen erhalten, vor. Die 
gleiche Regelung wird für die Anwendung der 
Röntgenstrahlen in Medizin und Technik vorberei- 
tet. Ich habe im Rechnungsjahr 1960 Zuschüsse in 
Höhe von insgesamt rund 225 000 DM für den Auf- 
bau von Dosismeßstellen beim Landesinstitut für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in Karlsruhe, 
beim Staatlichen Materialprüfungsamt Nordrhein- 
Westfalen in Dortmund-Aplerbeck und beim Strah- 
leninstitut der Freien Universität Berlin und zur 
Weiterentwicklung dosimetrischer Verfahren am 1 


Radiobiologischen Institut der Universität Freiburg 
und am Institut für Strahlenkunde der Universität 
Erlangen bewilligt. 

Die Strahlenbelastung der Bevölkerung durch Dia- 
gnostik und Therapie wird seit einigen Jahren an 
mehreren Universitätsinstituten wissenschaftlich 
und statistisch untersucht. Die Förderung dieser For- 
schungsarbeiten, bei denen sowohl die Art der 
Strahlenanwendung als auch ihre Verteilung auf 
einzelne Altersgruppen und Geschlechter ermittelt 
wird, wird von mir fortgesetzt. 

Zu Punkt I Nr, 4 

Durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über 
den Deutschen Wetterdienst vom 8. August 1955 
ist mit der Überwachung der Atmosphäre auf radio- 
aktive Beimengungen und deren Verfrachtung der 
Deutsche Wetterdienst beauftragt worden. Der 
Deutsche Wetterdienst betreibt in Aachen, Berlin- 
Tempelhof, Emden, Essen, Hannover, Königstein, 
München-Riem, Nürnberg, Schleswig und Stuttgart 
Meßstellen, die sowohl die Gesamt-ß-Aktivität des 
künstlich-radioaktiven Aerosols als auch die Ge- 
samt-ß-Aktivität der Niederschläge regelmäßig 
überwachen. Bei fünf weiteren Dienststellen des 
Deutschen Wetterdienstes, nämlich in Cuxhaven, 
Husum, Norderney, Oberstdorf und Passau, werden 
Niederschlagsproben gesammelt, deren Radioaktivi- 
tät bei einer benachbarten Meßstelle ermittelt wird. 
Um einen Überblick über die Zusammensetzung der 
1 Radioaktivität der Niederschläge zu erhalten, wurde 
! bei der Medizinmeteorologischen Beratungsstelle in 
Königstein ein Laboratorium eingerichtet, in dem 
monatlich Niederschlags-Sammelproben regelmäßig 
auf den Gehalt an Strontium-90, Strontium-89, Zir- 
kon-95, Niob-95, Ruthenium-Rhodium-106, Barum- 
140, Cer-141, Cer-144, Jod-131, Cäsium-137 und 
Wolfram-185 überwacht werden. Für spezielle 
Überwachungsaufgaben steht dem Deutschen Wet- 
terdienst eine fahrbare Meßstelle zur Verfügung, 
die z. B. anläßlich des Besuches des amerikanischen 
Atom-U-Bootes Triton in Bremerhaven Messungen 
der Aerosolaktivität der Luft ausführte. 

Darüber hinaus führt der Deutsche Wetterdienst 
wissenschaftliche Untersuchungen über die Verweil- 
zeit und den Ausfallmechanismus radioaktiver 
Aerosole durch. 

Die Überwachung der Bundeswasserstraßen obliegt 
der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung. Sie erfolgt 
in drei Meßbereichen: 

Im Meßbereich I ist der süddeutsche Raum mit der 
Donau, dem Neckar, dem Main und dem Oberlauf 
des Rheins bis Mainz zusammengefaßt. Die Meß- 
stelle befindet sich beim Institut für Wasserchemie 
der Technischen Hochschule Karlsruhe. 

Der Meßbereich II umfaßt den Rhein von Mainz 
bis zur Grenze, die Mosel und die Saar, die Lahn 
und die westdeutschen Kanäle bis zur Schleuse 
Münster. Meßstelle ist die Bundesanstalt für Ge- 
wässerkunde in Koblenz. 

Zum Meßbereich III gehören der Mittellandkanal, 
die Ems, die Weser und die Elbe sowie die Bundes- 
I Wasserstraßen in Schleswig-Holstein. Die Meßstelle 
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befindet sich bei der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion Hamburg. 

Von der Bundesanstalt für Gewässerkunde werden 
außer den erwähnten Überwachungsaufgaben auch 
Forschungsarbeiten über das Verhalten radioaktiver 
Stoffe in Gewässern ausgeführt. 

Die Überwachung der Landesgewässer obliegt den 
Ländern, die folgende Meßstellen eingerichtet ha- 
ben: 

In Baden-Württemberg die Staatliche Lebensmit- 
teluntersuchungsanstalt Karlsruhe und das Staat- 
liche Institut für Seenforschung und Seenbewirt- 
schaftung in Langenargen, in Bayern die Staat- 
lichen Bakteriologischen Untersuchungsanstalten 
München und Würzburg, in Hamburg das Hygie- 
nische Institut der Hansestadt, in Hessen das 
Staatliche Chemische Untersuchungsamt Wies- 
baden, in Rheinland-Pfalz das Landesamt für Ge- 
wässerkunde, im Saarland das Staatliche Institut 
für Hygiene und Infektionskrankheiten und in 
Schleswig-Holstein die Landwirtschaftliche Unter- 
suchungs- und Forschungsanstalt Kiel. 

Weitere Meßstellen befinden sich in der Planung 
oder im Aufbau. Hierzu gehören: 

In Baden-Württemberg die Chemische Landes- 
untersuchungsanstalt Stuttgart, die zu einem 
Schwerpunktinstitut für die Radioaktivitätsüber- 
wachung von Wasser und Lebensmitteln in Ba- 
den-Württemberg ausgebaut werden soll, sowie 
die Chemischen Untersuchungsämter der Städte 
Stuttgart, Mannheim und Konstanz, in Bayern das | 
Bayerische Landesamt für Wasserversorgung und 
Gewässerschutz München, in Berlin die Landes- 
anstalt für Lebensmittel-, Arzneimittel und ge- 
richtliche Chemie Berlin, in Bremen die Meßstelle 
für Radioaktivität, die räumlich dem Isotopen- 
labor der Städtischen Krankenanstalten ange- 
schlossen wird, in Niedersachsen das Nieder- 
sächsische Wasseruntersuchungsamt Hildesheim 
und in Nordrhein-Westfalen die Emschergenos- 
senschaft und der Ruhrverband in Zusammen- 
arbeit mit der Linksniederrheinischen Entwässe- 
rungsgenossenschaft, dem Niersverband, dem 
Großen Erftverband, dem Wupperverband und 
dem Itterverband. 

Die Überwachung des Trinkwassers und der öffent- 
lichen Abwässer auf radioaktive Beimengen obliegt 
gleichfalls den Ländern. Es sind hiermit entweder 
die vorgenannten Laboratorien oder die nachfolgend 
im Zusammenhang mit der Radioaktivitätsüber- 
wachung der Lebensmittel genannten Stellen beauf- 
tragt. Die großen Wasserversorgungsunternehmen 
führen von sich aus eine tägliche Radioaktivitäts- 
überwachung des Trinkwassers durch. 

Um die Radioaktivität der Lebensmittel überwachen 
zu können, müssen die Konzentrationen einzelner 
besonders gefährlicher Radionuklide, insbesondere 
des Strontium — 90 und des Cäsium — ■ 137, in den Le- 
bensmitteln festgestellt werden. Diese Aufgabe er- 
fordert umfangreiche Einrichtungen und besonders 
geschultes Personal. Sie wird derzeit durch Labo- 
ratorien bei der Bundesforschungsanstalt für Mildi- 
wirtschaft in Kiel und bei der Bundesforschungs- 


anstalt für Lebensmittelfrischhaltung in Karlsruhe 
durchgeführt. Auch diese Aufgabe wird von den 
Ländern übernommen. 

Im einzelnen haben die Länder folgende Stellen 
benannt: 

Baden-Württemberg; die Chemische Landesunter- 
suchungsanstalt Stuttgart, die Staatliche Lebens- 
mitteluntersuchungsanstalt Karlsruhe und die 
Chemischen Untersuchungsämter der Städte Stutt- 
gart und Mannheim; 

Bayern: die Staatliche Chemische Untersuchungs- 
anstalt München; 

Berlin: die Landesanstalt für Lebensmittel-, Arz- 
neimittel- und geriditliche Chemie Berlin; 

Bremen: die Meßstelle für Radioaktivität Bremen; 

Hamburg: das Hygienische Institut der Hanse- 
stadt; 

Hessen: das Chemische Untersuchungsamt Wies- 
baden; 

Niedersachsen: die staatliche Lebensmittelunter- 
suchungsanstalt Braunschweig; 

Nordrhein-Westfalen: das Chemische Landes- 
untersuchungsamt Nordrhein-Westfalen in Mün- 
ster; 

Rheinland-Pfalz: das Chemische Untersuchungs- 
amt Speyer; 

Saarland: das Staatliche Institut für Hygiene und 
Infektionskrankheiten in Saarbrücken in Zusam- 
menarbeit mit dem Chemischen Untersuchungs- 
amt für das Saarland in Saarbrücken; 

Schleswig-Holstein: das Nahrungsmittelunter- 

suchungsamt der Stadt Kiel. 

Mit der Überwachung des Meerwassers ist das 
Deutsche Hydrographische Institut in Hamburg be- 
auftragt. In enger Zusammenarbeit mit dem Deut- 
schen Hydrographischen Institut führt die Bundes- 
forschungsanstalt für Fischerei Forschungsarbeiten 
über die radioaktive Kontamination der Lebewesen 
der Hydrosphäre, insbesondere der Meereslebe- 
wesen, durch. Für die Arbeiten beider Stellen steht 
eine vorläufige Untersuchungsstelle in Hamburg- 
Alsterdorf zur Verfügung. Es ist beabsichtigt, in 
Hamburg-Rissen ein endgültiges Laboratorium ein- 
zurichten. 

Die Überwachung des Gehalts radioaktiver Stoffe 
in Boden und Bewuchs erfolgt durch ein von der 
Fachgruppe für Isotopenforschung in der Landwirt- 
schaft im Verband Deutscher Landwirtschaftlicher 
Untersuchungs- und Forschungsanstalten aufgebau- 
tes Netz. 

Dieses besteht aus den Anstalten Kiel, Speyer 
und Weihenstephan, die insbesondere auch für 
die Messung von Strontium-90 eingerichtet sind, 
und elf Probeentnahmestellen in Braunschweig, 
Lübeck, Münster, Oldenburg, Augustenberg bei 
Karlsruhe, Bonn, Darmstadt, Kassel-Harleshausen, 
Stuttgart-Hohenheim, Augsburg und Würzburg. 

Ich habe zunächst die Organisation für die Über- 
wachung der Umweltradioaktivität aufgezeigt. Die 
Forschung über den Biozyklus der radioaktiven 
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Stoffe wird von den bereits erwähnten Bundesan- 
stalten und durch das Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes durch- 
geführt. Darüber hinaus werden mit den von mir 
bewirtschafteten Haushaltsmitteln auf dem Gebiete 
der Umweltradioaktivität auch eine Reihe speziel- 
ler Forschungsvorhaben bei Hochschulinstituten, die 
ich bereits in meiner Erklärung vor diesem Hause 
am 21. Januar 1959 aufgezählt habe, gefördert. 

Zu Punkt I Nr. 5 

Für die Forschungs- und überwachungsarbeiten des 
Deutschen Wetterdienstes, der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde, des Deutschen Hydrographischen 
Instituts, der Bundesforschungsanstalten für Fische- 
rei, Milchwirtschaft und Lebensmittelfrischhaltung 
und des Bundesgesundheitsamtes wurden aus dem | 
Haushalt des Bundesministeriums für Atomkern- 
energie und Wasserwirtschaft Zuschüsse in folgen- 
der Höhe bewilligt: 

im Jahre 1959 909 700 DM, 

davon verbraucht 558 900 DM; 

im Jahre 1960 771 300 DM. 


I wissenschaftliche und zwei technische Kräfte neu 
I eingestellt. Für die Beschaffung von Meßgeräten 
und Laboreinrichtungen standen seit 1957 im eige- 
i nen Haushalt insgesamt 80 000 DM zur Verfügung. 

Beim Deutschen Hydrographischen Institut wurden 
für Zwecke der Radioaktivitätsüberwachung des 
Meerwassers eine wissenschaftliche und eine tech- 
nische Kraft neu eingestellt. Eine personelle Ver- 
stärkung ist im Zusammenhang mit der Einrichtung 
eines Labors in Hamburg-Rissen beabsichtigt. Für 
I die Einrichtung der vorläufigen Untersuchungsstelle 
standen dem Deutschen Hydrographischen Institut 
I 66 750 DM zur Verfügung. Der Haushalt 1960 dieses 
I Instituts enthält 400 000 DM als 1. Teilbetrag für 
I den Neubau des Laboratoriums in Hamburg-Rissen. 

Um einen schnellen Aufbau der von mir bereits ge- 
nannten Radioaktivitätsmeßstellen der Länder 
sicherzustellen, wurden folgende Zuschüsse als An- 
fangshilfe bewilligt: 

im Jahre 1959 369 400 DM, 

davon verbraucht 289 300 DM; 
im Jahre 1960 471 100 DM. 


Den Bundesanstalten standen für ihre auf die Um- 
weltradioaktivität bezüglichen Arbeiten darüber 
hinaus nicht nur die allgemeinen Einrichtungen der 
Anstalten, sondern auch Mittel in den eigenen Haus- 
halten zur Verfügung. Insbesondere ist zu erwäh- 
nen; 

Für die instrumentelle Ausstattung der Radioaktivi- 
tätsüberwachungsstellen des Deutschen Wetterdien- 
stes wurden in dessen Haushalt seit 1955 insgesamt 
811 700 DM bereitgestellt. Für Entwicklungsarbeiten 
wurden darüber hinaus seit 1956 314 500 DM auf- 
gewendet. Für die laufenden sachlichen Aufwendun- 
gen standen im Haushaltsjahr 1960 48 500 DM zur 
Verfügung. Der Deutsche Wetterdienst hat für 
Zwecke der Radioaktivitätsüberwachung drei wis- 
senschaftliche und zehn technische Kräfte neu ein- 
gestellt. Eine weitere personelle Verstärkung, ins- 
besondere für das Laboratorium bei der Medizin- 
meteorologischen Beratungsstelle in Königstein, ist 
beabsichtigt. 

Bei der Bundesanstalt für Gewässerkunde wurden 
für Zwecke der Radioaktivitätsüberwachung eine 


Hierzu kommen die für die Erstausstattung von Ein- 
richtungen der Strahlenschutzaufsicht in den Län- 
dern im Rechnungsjahr 1960 bewilligten Zuschüsse 
in Höhe von rund 675 000 DM. 

Zu Punkt I Nr. 6 

Wie ich bereits ausgeführt habe, werden die Meß- 
ergebnisse der Überwachung der Umweltradio- 
aktivität und der Strahlenbelastung der deutschen 
Bevölkerung in meinen Vierteljahresberichten „Um- 
weltradioaktivität und Strahlenbelastung" laufend 
gesammelt und den Gesundheitsabteilungen von 
Euratom und der Europäischen Kernenergieagentur 
der OECD und dem Sekretariat des wissenschaft- 
lichen Ausschusses der Vereinten Nationen für die 
Wirkungen der Atomstrahlen zur Auswertung auf 
internationaler Basis übersandt. 

Für die medizinisch-biologische Auswertung der Er- 
gebnisse der Radioaktivitätsüberwachung ist eine 
Abteilung im Bundesgesundheitsamt vorgesehen. 
Die Mittel sind im Haushalt 1961 veranschlagt. 


In Vertretung 

Dr. Cartellieri 
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